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Antrag 

der Fraktion des GB BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 7. August 1953 (Bundesge- 
sctzbk I S. 866) wird wie folgt geändert: 

1, § 31 Abs, 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monatlich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 30 vom Fiundert 21 Deutsche Mark 
um 40 vom Fiundert 28 Deutsche Mark 
um 50 vom Fiundert 35 Deutsche Mark 
um 60 vom Hundert 49 Deutsche Mark 
um 70 vom Hundert 63 Deutsche Mark 
um 80 vom Hundert 77 Deutsdie Mark 
um 90 vom Hundert 91 Deutsche Mark 
bei 

Erwerbsunfähigkeit 105 Deutsdie Mark.“ 

2. § 33 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als sonstiges Einkommen gelten 
alle Einkünfte ln Geld und Geldeswert 
ohne Rücksicht auf ihre Quelle. Besteht 
das sonstige Einkommen ganz oder zum 
Teil in Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes), so bleiben von diesen 
60 Deutsche Mark monatlich und von 
dem darüber hinausgehenden Betrage drei 
Zehntel außer Ansatz; bei Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit (§ 19 Abs. 1 
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes) blei- 
ben jedoch nur 30 Deutsche Mark monat- 


lidi und von dem darüber hinausgehen- 
den Betrag drei Zehntel außer Ansatz. 
Das monatliche sonstige Einkommen ist 
auf volle Deutsche Mark nach unten ab- 
zurunden.“ 

3. § 35 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Solange der Beschädigte infolge 
der Schädigung so hilflos ist, daß er nicht 
ohne fremde Wartung und Pflege beste- 
hen kann, wird eine Pflegezulage von 
60 Deutsche Mark monatlich gewährt; 
ist die Gesundheitsstörung so schwer, daß 
sie dauerndes Krankenlager oder außer- 
gewöhnlidie Pflege erfordert, so ist die 
Pflegezulage je nach Lage des Falles unter 
Berücksichtigung der für die Pflege er- 
f Order Hellen Aufwendungen auf 90, 125, 
150, 175 oder 200 Deutsche Mark zu er- 
höhen. Blinde erhalten in der Regel die 
Pflegezulage von 125 Deutsche Mark. Er- 
werbsunfähige Hirnverletzte erhalten eine 
Pflegezulage von mindestens 60 Deutsche 
Mark.“ 

4. § 40 erhält folgende Fassung: 

4 40 

Die Grundrente der Witwe beträgt 
56 Deutsche Mark monatlich; hat eine 
Witwe, die weder erv/erbsunfähig ist noch 
für mindestens ein Kind im Sinne des 
§ 41 Abs. 1 Buchst, c zu sorgen hat, das 
40. Lebensjahr noch nicht vollendet, so 
beträgt die Grundrente 28 Deutsdie Mark 
monatlich.“ 

5. § 41 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 
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„Bei Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit gilt § 33 Abs. 2 entsprechend.“ 

6. § 42 Abs. 1 Satz 1 erhalt folgende Fas- 
sung: 

„Im Falle der Scheidung oder Aufhebung 
der Ehe erhält die frühere Ehefrau des 
Verstorbenen Rente (§§ 40, 41), wenn 
dieser nach den eherechtlichen Vorschrif- 
ten Unterhalt zu gewähren hätte; der 
Aufhebung der Ehe steht die Nichtiger- 
klärung gleich.“ 

7. In § 44 

a) werden in Satz 1 die Worte 
„1 200 Deutsche Mark“ durch die 
Worte „1 680 Deutsche Mark“ ersetzt, 

b) erhält Satz 4 folgende Fassung; 

„Wird die zweite Ehe aufgelöst, so 
gelten die Vorschriften über die Wit- 
wenbeihilfe (§ 48) entsprediend.“ 

8. § 46 erhält folgende Fassung: 
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Die Grundrente beträgt bei Waisen, 
deren Vater oder Mutter noch lebt, 
14 Deutsche Mark, bei Waisen, deren 
Vater oder Mutter nicht mehr leben, 
21 Deutsche Mark monatlich.“ 

9. § 47 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung; 

„§ 33 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß 
von Einkünften aus niditselbständiger 
Arbeit (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes) 20 Deutsche Mark 
monatlich und von einem darüber hinaus- 
gehenden Betrage drei Zehntel, von Ein- 
künften aus nichtselbständiger Arbeit 
(§19 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes) 10 Deutsche Mark monatlich 
und von einem darüber hinausgehenden 


Betrage drei Zehntel außer Ansatz blei- 
ben.“ 

10. § 51 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Die volle Elternrente beträgt mo- 
natlich: 

bei einem Elternpaar 100 Deutsdie Mark, 
bei einem Elternteil 72 Deutsche Mark. 

(2) Elternrente ist nur insoweit zu ge- 
währen, als sie zusammen mit dem sonsti- 
gen Einkommen (§33 Abs. 2 Satz 1) fol- 
gende Monatsbeträge nicht übersteigt: 

bei einem Elternpaar 150 Deutsdie Mark, 
bei einem Elternteil 1 05 Deutsche Mark.“ 

11. Hinter § 63 wird folgender § 63 a ein- 
gefügt: 

»§ 63 a 

Bei einer Erhöhung der Bezüge der 
Bundesbeamten hat der Bundesminister 
für Arbeit im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen audi die 
Grundrente der Beschädigten und Fiinter- 
bliebenen entsprechend zu ändern.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Das Gesetz tritt am 1. November 1954 In 
Kraft. 

Bonn, den 6. Oktober 1954 

Petersen 

Dr. Reichstem 

Flaasler und Fraktion 
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